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Vertriebsvereinbarungen auch namhafter Unterneh-
men verstoßen oftmals gegen geltendes Recht. Ur-
sache hierfür ist weniger bewusstes Fehlverhalten als 
vielmehr fehlende Kenntnis der Rechtslage. Eine 
Sensibilisierung der Unternehmen in diesem Bereich 
ist daher unerlässlich. 

Vertriebsvereinbarungen gehören zu den vertikalen 
Wettbewerbsbeschränkungen und umfassen somit 
Vereinbarungen, die zwischen Unternehmen unter-
schiedlicher Wirtschaftsstufen getroffen werden (also 
etwa zwischen Hersteller und Verkäufer). Sie sind 
prinzipiell verboten, gelten aber generell als weniger 
schädlich und werden daher großzügiger freigestellt 
als horizontale Beschränkungen. Die Europäische 
Kommission konzentriert sich bei vertikalen Wettbe-
werbsbeschränkungen darauf, jeden Versuch der 
Beeinflussung der Warenströme zwischen den Mit-
gliedstaaten zu verfolgen. Die deutschen Kartellbe-
hörden befassen sich bei den Vertriebssystemen vor 
allem mit Diskriminierungen von Lieferanten oder 
Nachfragern. Die Einführung des Systems der Legal-
ausnahme hat auch für Vertriebsvereinbarungen 
teilweise höhere Risiken gebracht. 

 
 
Rechtliche Grundlagen 

 
Vertikale Wettbewerbsbeschränkungen wie die hier 
betrachteten Vertriebsvereinbarungen sind Be-
schränkungen, die zwischen Unternehmen verschie-
dener Produktions- oder Vertriebsstufen abgeschlos-
sen werden und die Bedingungen betreffen, zu de-
nen die Parteien Waren oder Dienstleistungen bezie-

hen, verkaufen oder weiterverkaufen können. Sie 
fallen unter das Verbot von „Vereinbarungen zwi-
schen Unternehmen, Beschlüssen von Unterneh-
mensvereinigungen und abgestimmten Verhaltens-
weisen, die eine Verhinderung, Einschränkung oder 
Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder be-
wirken“ nach EU-Recht und deutschem Recht.  Wie 
auf andere Wettbewerbsbeschränkungen sind auf 
Vertriebsvereinbarungen europäisches und deut-
sches Kartellrecht parallel anwendbar. EU-
Kartellrecht gilt indes nur, wenn der Handel zwischen 
den Mitgliedstaaten und der Wettbewerb innerhalb 
des Gemeinsamen Marktes betroffen sind. Wenn ein 
solcher grenzüberschreitender Bezug zur Anwen-
dung des EU-Rechts führt, darf das deutsche Recht 
grenzüberschreitende Vertriebsvereinbarungen nicht 
verbieten, wo das EU-Recht sie erlaubt, und nicht 
erlauben, wo das EU-Recht sie verbietet. Nur wo es 
an jeglichem grenzüberschreitenden Bezug fehlt, gibt 
es Spielräume für abweichende Regelungen im deut-
schen Recht.  
Im europäischen wie im deutschen Kartellrecht gilt 
nunmehr gleichermaßen das System der Legalaus-
nahme vom Verbot der Wettbewerbsbeschränkun-
gen. Danach ergibt sich eine Freistellung vom Verbot 
aus den einschlägigen Bestimmungen und ist nicht 
von einer vorherigen individuellen Entscheidung der 
Europäischen Kommission oder einer nationalen Kar-
tellbehörde abhängig. Die Unternehmen brauchen 
kein Anmeldeverfahren zu durchlaufen, müssen aber 
ihre Vertriebsvereinbarungen selbst nach europäi-
schem wie nach deutschem Kartellrecht bewerten. 
Sie riskieren aber im Falle einer Fehlbewertung Buß-
gelder, die 2005 (Deutschland) und 2006 (EU) zu-
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dem deutlich erhöht worden sind (obwohl die Kom-
missions-Leitlinien einen gewissen Gutglaubens-
schutz versprechen). Hinzu kommen Unterlassungs-, 
Beseitigungs- und Schadensersatzansprüche. 
 
Europarechtlicher Rahmen 

 
Vertriebsvereinbarungen sind nur prinzipiell verboten; 
sie können unter die Freistellung nach der EU-
Gruppenfreistellungsverordnung über vertikale Ver-
einbarungen und aufeinander abgestimmte Verhal-
tensweisen fallen. Ihre Behandlung wird darüber hin-
aus in den Leitlinien der Kommission für vertikale 
Beschränkungen erläutert.  
 
Regelung in Deutschland 

 
Das deutsche Kartellverbot ist mit der siebten und 
bisher letzten Kartellrechtsnovelle 2005 an das euro-
parechtliche angepasst worden. Die Sonderbehand-
lung bestimmter vertikaler Wettbewerbsbeschrän-
kungen entfiel. Gleichzeitig inkorporiert das deutsche 
Kartellrecht die europarechtlichen Gruppenfreistel-
lungsverordnungen, einschließlich der für vertikale 
Beschränkungen.  
 
 
Verbotstatbestand  

 
(Grundsätzlich) verbotene Verhaltensweisen 

 
Vertriebsvereinbarungen erfüllen den Tatbestand der 
verbotenen Wettbewerbsbeschränkung: So darf ein 
Hersteller grundsätzlich keine Maßnahmen treffen, 
die Wettbewerber seines Vertragspartners vom Ver-
trieb seiner Ware oder Dienstleistung ausschließen.  
Alleinbelieferungsvereinbarungen verpflichten aber 
den Lieferanten, in einem bestimmten Gebiet aus-
schließlich einen Abnehmer zu beliefern. Dessen 
Wettbewerber werden damit vom Vertrieb ausge-
schlossen. Häufig verpflichtet sich der Abnehmer im 
Gegenzug, Waren oder Dienstleistungen ausschließ-
lich von dem Lieferanten zu beziehen. In der Regel 
übernimmt der Abnehmer eine besondere Absatzför-
derungspflicht. 
Franchiseverträge umfassen die Lizenzierung von 
Firmen- und Markenrechten sowie die Überlassung 
von Know-How im Warenvertrieb und/oder der 
Dienstleistungserbringung durch den Franchisege-
ber. Im Gegenzug verpflichtet sich der Franchise-
nehmer i.d.R. zum Alleinbezug vom Franchisegeber 
sowie zur Verwendung bestimmter Konditionen ge-
genüber seinen Abnehmern; z.T. gehören auch 
Wettbewerbsverbote zu den zu übernehmenden Ver-
pflichtungen.  

Selektive Vertriebssysteme schließlich werden vom 
Hersteller einer Ware oder Dienstleistung zur Ab-
satzorganisation eingesetzt. Der Hersteller wählt ein-
seitig nach eigenen Kriterien Händler aus, an die er 
seine Waren oder Dienstleistungen verkauft. Deren 
Wettbewerber werden vom Vertrieb namentlich da-
durch ausgeschlossen, dass sich die ausgewählten 
Händler verpflichten müssen, die Waren oder Dienst-
leistungen nicht an Händler zu verkaufen, die nicht 
vom Hersteller zum Vertrieb zugelassen sind.  
Im Rahmen einer sog. einfachen Fachhandelsbin-

dung verpflichtet der Hersteller seine unmittelbaren 
Abnehmer aus dem Großhandel, allein in bestimmter 
Weise qualifizierte Fachgeschäfte zu beliefern, um 
die Qualität und den richtigen Gebrauch der Ware 
sicherzustellen. Bei einer qualifizierten Fachhandels-

bindung treten weitere wettbewerbsbeschränkende 
Verpflichtungen hinzu, z.B. Absatzförderungspflich-
ten, Mindestabnahmepflichten, Lagerhaltungspflich-
ten, die Pflicht, das Sortiment des Herstellers voll-
ständig zu führen, Ausschließlichkeitsbindungen, 
Quer- und Sprunglieferungsverbote oder Wettbe-
werbsverbote. Der quantitative selektive Vertrieb fügt 
den qualitativen Kriterien noch eine zahlenmäßige 
Begrenzung der zugelassenen Abnehmer hinzu.  
 
 
Spürbarkeit 

 
Grundsätzlich verbotene Verhaltensweisen werden 
nicht vom Kartellverbot erfasst, wenn sie für die 
Handlungsfreiheit der Wirtschaftsteilnehmer und die 
Interessen der Verbraucher irrelevant und daher 
nicht spürbar sind, es sei denn, es handelt sich um 
besonders missbilligte Verhaltensweisen wie Preis-
absprachen oder bestimmte Arten von Marktauftei-
lung, die schlechthin verboten sein sollen.  
Die De-minimis-Bekanntmachung der Europäischen 
Kommission legt die Schwelle, von der an vertikale 
Wettbewerbsbeschränkungen im europäischen Bin-
nenmarkt spürbar und damit wettbewerbsrechtlich 
bedenklich sind, grundsätzlich auf 15 % Marktanteil 
fest. Unterhalb dieser Schwelle sind z.B. Vertriebs-
gebietsvorbehalte und selektive Vertriebssysteme 
unbedenklich. Vereinbarungen zwischen kleinen und 
mittleren Unternehmen (weniger als 250 Mitarbeiter, 
Jahresumsatz bis 40 Mio. EUR oder Bilanzsumme 
bis 25 Mio. EUR) werden in der marktanteilsunab-
hängig ebenfalls als nur „selten geeignet“ angese-
hen, den Handel zwischen den Mitgliedstaaten spür-
bar zu beeinträchtigen.  
Für Wettbewerbsbeschränkungen im deutschen 
Markt ohne jeden grenzüberschreitenden Bezug 
schließt sich das Bundeskartellamt in seiner Baga-
tellbekanntmachung der 15-%-Schwelle grundsätz-
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lich an; für kleine und mittlere Unternehmen gilt eine 
besondere Freistellung für Mittelstandskartelle.  
 
 
Freistellung 

 
Die Freistellung an sich verbotener Verhaltensweisen 
setzt nach europäischem und deutschem Kartellrecht 
voraus, dass die Vereinbarungen unter angemesse-
ner Beteiligung der Verbraucher an dem entstehen-
den Gewinn zur Verbesserung der Warenerzeugung 
oder -verteilung oder zur Förderung des technischen 
oder wirtschaftlichen Fortschritts beitragen. Dabei 
dürfen den beteiligten Unternehmen keine Beschrän-
kungen auferlegt werden, die für die Verwirklichung 
dieser Ziele nicht unerlässlich sind. Zudem dürfen 
ihnen keine Möglichkeiten eröffnet werden, für einen 
wesentlichen Teil der betreffenden Waren den Wett-
bewerb auszuschalten. So ist z.B. die besondere Ab-
satzförderungspflicht des Abnehmers in Vertriebsver-
trägen zur gegenseitigen Durchdringung der Märkte 
und damit zur Verbesserung der Warenverteilung 
besonders geeignet und erfüllt daher meist die Vor-
aussetzungen für eine Freistellung.  
 
Für bestimmte Arten von Wettbewerbsbeschränkun-
gen konkretisiert das Instrument der Gruppenfreistel-
lung die Freistellungsvoraussetzungen: Wenn die 
speziellen Voraussetzungen einer Gruppenfreistel-
lungsverordnung erfüllt sind, ist eine darüber hinaus-
gehende Einzelprüfung der oben genannten Voraus-
setzungen überflüssig. Ist dagegen keine solche 
Gruppenfreistellung erfolgt, ist im Einzelfall die Frei-
stellung nach diesen Voraussetzungen zu prüfen.  
 
Die Gruppenfreistellungsverordnung über vertikale 

Vereinbarungen 

 
Die Gruppenfreistellungsverordnung über vertikale 
Vereinbarungen und aufeinander abgestimmte Ver-
haltensweisen trat an die Stelle der Gruppenfreistel-
lungsverordnungen für einzelne Arten vertikaler 
Wettbewerbsbeschränkungen. Sie stellt alle vertika-
len Beschränkungen frei, wenn der Anteil des Liefe-
ranten an dem relevanten Markt, auf dem er die Ver-
tragswaren oder -dienstleistungen verkauft, 30 % 
nicht übersteigt. Bei Alleinbelieferungsverpflichtun-
gen darf der Marktanteil des begünstigten Käufers 
nicht höher als 30 % sein. Nur für den Kraftfahrzeug-
sektor und für den Technologietransfer gelten spe-
zielle Verordnungen. 
 
Von der Gruppenfreistellung sind bestimmte Verein-
barungen ausgeschlossen, weil sie i.d.R. nicht die 
oben genannten Voraussetzungen für eine Freistel-

lung erfüllen. Ausgeschlossen sind zunächst die in 
Art. 4 der Gruppenfreistellungsverordnung über verti-
kale Beschränkungen aufgeführten, besonders wett-
bewerbsschädlichen Kernbeschränkungen. Eine sol-
che Kernbeschränkung ist das Festsetzen von Min-

dest- oder Festverkaufspreisen, während die Fest-
setzung von Höchstverkaufspreisen oder Preisemp-
fehlungen von der Freistellung profitiert. Ebenfalls 
nicht freigestellt sind Vereinbarungen, mit denen 
Versorgungsquellen, Märkte oder Abnehmer aufge-

teilt werden. Hierzu gehören grundsätzlich Beschrän-
kungen des Gebiets oder Kundenkreises, in das oder 
an den der Käufer Vertragswaren oder -
dienstleistungen verkaufen darf; unter die Freistel-
lung können jedoch kraft Rückausnahme Beschrän-
kungen des aktiven Verkaufs in Gebiete oder an 
Gruppen von Kunden fallen, die der Lieferant sich 
selbst vorbehalten oder ausschließlich einem ande-
ren Käufer zugewiesen hat. Beschränkt werden darf 
auch der Verkauf an Endverbraucher durch Käufer 
auf der Großhandelsstufe sowie der Verkauf an nicht 
zugelassene Händler, die Mitgliedern eines selekti-
ven Vertriebssystems auferlegt werden. An der Frei-
stellung haben weiter Vereinbarungen teil, welche die 
Möglichkeiten des Käufers beschränken, Bestandtei-
le, die zwecks Einfügung in andere Erzeugnisse ge-
liefert werden, an Kunden zu verkaufen, welche die-
se Bestandteile für die Herstellung derselben Art von 
Erzeugnissen verwenden würden, wie sie der Liefe-
rant herstellt. 
Demgegenüber sind Beschränkungen des aktiven 
oder passiven Verkaufs an Endverbraucher gegen-
über Mitgliedern eines selektiven Vertriebssystems, 
die auf der Einzelhandelsstufe tätig sind, i.d.R. nicht 
freigestellt. Nicht freigestellt bleibt auch die Be-
schränkung von Querlieferungen zwischen Händlern 
innerhalb eines selektiven Vertriebssystems. Ein Lie-
ferant darf zudem nicht gehindert werden, Bestand-
teile, die sein Abnehmer in andere Erzeugnisse ein-
fügt, als Ersatzteile an Endverbraucher oder an Re-
paraturwerkstätten oder andere Dienstleistungserb-
ringer zu verkaufen. Das gilt auch, wenn der Abneh-
mer sie nicht mit der Reparatur oder Wartung seiner 
eigenen Erzeugnisse betraut hat.  
Darüber hinaus nimmt die Gruppenfreistellungsver-
ordnung grundsätzlich Wettbewerbsverbote von mehr 
als fünf Jahren Dauer bzw., bei Verpflichtungen, Wa-
ren oder Dienstleistungen nicht herzustellen, zu 
erbringen, zu beziehen, zu verkaufen oder weiterzu-
verkaufen, Wettbewerbsverbote von mehr als einem 
Jahr von der Freistellung aus. Nicht freigestellt sind 
ferner Verpflichtungen von Mitgliedern selektiver Ver-
triebssysteme, Marken bestimmter konkurrierender 
Lieferanten nicht zu verkaufen. 
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Die „Rechtswohltat“ der Gruppenfreistellung kann 
zudem wieder entzogen werden, wenn sich nachträg-
lich herausstellt, dass die Wirkungen der Freistellung 
die oben genannten Freistellungsvoraussetzungen 
nicht erfüllen. Dies ist namentlich der Fall, wenn der 
ganze Markt mit Netzen vertikaler Vereinbarungen 
überzogen wird.  
 
Einzelprüfung der Freistellung 

 
Soweit die Gruppenfreistellungsverordnung über ver-
tikale Beschränkungen nicht eingreift, weil z.B. die 
Marktanteilsschwelle von 30 % überschritten wird, 
bleibt die direkte Anwendung der allgemeinen Legal-
ausnahme nach den oben genannten, eher vagen  
Freistellungsvoraussetzungen. Eine Berufung auf die 
Einzelfreistellung ist aber im Hinblick auf deren Vag-
heit riskant, weil die Selbsteinschätzung durch die 
Unternehmen von der rechtlichen Würdigung durch 
die Behörden abweichen kann. Die Einzelheiten der 
Beurteilung von Vertriebsvereinbarungen hat die 
Kommission zwar in ihren Leitlinien niedergelegt, 
jedoch erfordert deren Anwendung vielfach derart 
detaillierte Marktkenntnisse, dass eine Selbstein-
schätzung erhebliche Schwierigkeiten bereitet. Es 
empfiehlt sich daher, professionelle Beratung einzu-
holen.  
 
 
Diskriminierung  

 
Die deutschen Kartellbehörden achten bei den Ver-
triebssystemen vor allem auf die Durchsetzung des 
Diskriminierungsverbots, eine Frage, die das EU-
kartellrecht nicht besonders regelt. Dies betrifft ins-
besondere das Verlangen von Vorzugsbedingungen 
ohne einen rechtfertigenden Grund wie eine Gegen-
leistung für diesen Vorzug. Voraussetzung für die 
Anwendung des Diskriminierungsverbots ist die 
Marktbeherrschung, die grundsätzlich ab einem 
Marktanteil von einem Drittel vermutet wird, also ein-
greift, wo die Freistellung vertikaler Vereinbarungen 
nach der Gruppenfreistellungsverordnung nicht mehr 
gilt. Darüber hinaus sind marktstarke Unternehmen, 
von denen kleine und mittlere Unternehmen abhän-
gig sind, beherrschend und daher an das Diskriminie-
rungsverbot gebunden. Abhängig können Unterneh-
men z.B. von bestimmten Sortimenten oder von der 
Spitzengruppe von Unternehmen sein, deren Produk-
te ein Unternehmen führen muss, wenn es konkur-
renzfähig sein will. Anerkannt bleibt hierbei aber, 
dass die Unternehmen sonst grundsätzlich über die 
Gestaltung der Absatzsysteme für ihre Waren nach 
freiem unternehmerischem Ermessen entscheiden 
können.  

Fazit 

 
Das grundsätzliche Verbot von Wettbewerbsbe-
schränkungen gilt für die Vertriebsvereinbarungen bis 
zur Marktanteilsschwelle von 30 % nicht, solange die 
Voraussetzungen der Gruppenfreistellungsverord-
nung erfüllt sind; eine Einzelfreistellung ist darüber 
hinaus eventuell möglich. Unsicherheiten bei der 
Selbsteinschätzung der Unternehmen im System der 
Legalausnahme lassen professionelle Hilfe geboten 
erscheinen, um Risiken zu vermeiden. 
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